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 Anforderungsprofil - Kurzfassung 

C-1 Stellung des Anforderungsprofils im Regionalen Nahverkehrs-
plan 

Kriterien und Standards für die künftige Ausgestaltung des ÖPNV im Verbundgebiet werden im Anfor-
derungsprofil festgelegt. Damit bildet es die übergeordnete verbindliche Basis für die regionale Nah-
verkehrsplanung. Die Festlegungen der im Anforderungsprofil definierten Ziele bilden, basierend auf 
den Vorgaben des Landesnahverkehrsplans, auch in den lokalen Nahverkehrsplänen der Aufgabenträ-
ger den Maßstab für die Schwachstellenanalyse und die Mindestanforderungen für das lokale Ange-
botskonzept. 

Im Folgenden wird das Anforderungsprofil zusammengefasst dargestellt, wobei der Fokus auf den In-
halten liegt, die nicht durch Gesetze bzw. den Landesnahverkehrsplan (LNVP) als Rechtsverordnung 
gefordert wird, sondern in der Gestaltungshoheit der Aufgabenträger des Zweckverbandes VRT (ZV 
VRT) liegen. In der Langfassung wird das Anforderungsprofil die jeweiligen gesetzlichen Anforderungen 
bzw. rahmenbildenden Vorgaben detaillierter erläutern. (Der Landesnahverkehrsplan und seine Anla-
gen kann über folgenden Link https://mdi.rlp.de/themen/mobilitaet/landesnahverkehrsplan-lnvp 
abgerufen werden.) 

Die Berücksichtigung aller Verkehrsträger des ÖPNV im Anforderungsprofil ist Voraussetzung für die 
Definition eines ÖPNV-Angebotes, das den gewünschten Umfang und die geforderte Qualität für alle 
Angebotsbestandteile aus Sicht der Aufgabenträger im VRT im Sinne der „ausreichenden Verkehrsbe-
dienung“ verbindlich regelt. Daraus leitet sich schließlich die vertragliche Leistungsbeziehung zwischen 
Aufgabenträgern und Verkehrsunternehmen ab, sofern die Erbringung der Verkehrsleistung im stra-
ßengebundenen ÖPNV durch Ausschreibungswettbewerb oder Direktvergabe ermittelt wird. Bei Ge-
nehmigungswettbewerben haben - die um die Liniengenehmigungen konkurrierenden - Verkehrsun-
ternehmen die Mindestanforderungen bei der Ausgestaltung ihrer Anträge zu berücksichtigen, da mit 
dem Nahverkehrsplan das öffentliche Verkehrsinteresse im Verbundgebiet festgelegt wird, welches 
die Genehmigungsbehörde gemäß § 13 Abs. 2a / §8 Abs. 3 PBefG bei der Bewertung von Genehmi-
gungsanträgen zu beachten hat. 

Das Anforderungsprofil gilt ab dem Beschluss des Regionalen Nahverkehrsplan, bis dieser durch Fort-
schreibung oder Neuaufstellung neu beschlossen wird (siehe Einleitung/Rechtsrahmen). 

C-2 Grundziele und Leitbilder 

C-2.1 Ziele des Landesnahverkehrsplans 

Regionale Nahverkehrspläne sind „im Einklang mit dem Landesnahverkehrsplan“ [§ 13 Abs. 1 NVG] 
aufzustellen. Die folgenden Ziele, die im Landesnahverkehrsplan (LNVP 2025, Kap. 3) ausformuliert 
sind, gelten daher auch für den regionalen Nahverkehrsplan: 
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◼ Klima- und Umweltschutz 
◼ Veränderung des Modal Split hin zum Umweltverbund 

 Einsatz alternativer Antriebe bei ÖPNV-Fahrzeugen 
◼ Qualität 
◼ einheitliche Angebotsstandards je „ÖPNV-Produkt“ 

 Beschleunigung der Barrierefreiheit im ÖPNV 
◼ soziale Teilhabe 
◼ Wirtschaftlichkeit 
◼ an die Raumstruktur angepasster ÖPNV 
◼ effizienter Finanzierungsmitteleinsatz 
◼ Soziale Bedingungen der ÖPNV-Beschäftigten 

 Tariftreue und Beschäftigtenübergang bei Betreiberwechsel 

C-2.2 Sicherstellung von Mobilität und Erreichbarkeit 

Der Landesnahverkehrsplan stellt im Kapitel „Verkehrspolitische Rahmenvorgaben - Ziele des Landes-
nahverkehrsplans“ bzgl. der Qualität (S. 21) dar: 

„Zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse ist die Versorgung mit Dienstleistungen und 
Infrastrukturen der Daseinsvorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit von Einrichtungen und 
Angeboten der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgruppen, in den zentralen Orten sicher-
zustellen. Zugleich muss das Verkehrssystem die Erreichbarkeit zentraler Orte gewährleisten.“ 

Das ÖPNV-System, bestehend aus Schienenpersonennahverkehr und straßengebundenem ÖPNV, ist 
auf die Sicherstellung der Mobilität von Personen im Raum ausgerichtet und deshalb ebenso Bestand-
teil des Gesamtverkehrssystems einer Region wie der nicht-motorisierte und motorisierte Individual-
verkehr. Die verkehrlichen Aufgaben und Funktionen des öffentlichen Verkehrssystems lassen sich 
nicht auf einzelne Zielverkehrspunkte oder Wegezwecke reduzieren, sondern sind vielfältiger Natur, 
wie aus den folgenden Zitaten hervorgeht. 

Das rheinland-pfälzische Landesgesetz über den öffentlichen Nahverkehr ordnet die Ziele für den 
ÖPNV wie folgt ein [§ 1 Abs. 2 NVG]: 

„Der öffentliche Personennahverkehr ist Hauptbestandteil moderner und umweltbewusster 
Mobilität. Er soll als Bestandteil der Daseinsvorsorge im gesamten Landesgebiet im Rahmen 
eines flächendeckenden, integrierten, vertakteten und angebotsorientierten Gesamtverkehrs-
systems mit aufeinander abgestimmten Fahrplänen als ein vollwertiges, attraktives, umwelt-
freundliches, barrierefreies und zukunftsfähiges Verkehrssystem zur Verfügung stehen, das 
gleichwertige Lebensverhältnisse im gesamten Landesgebiet unterstützt.“ 

Ein ähnliches Ziel findet sich auch in den raumplanerischen Leitvorstellungen im Entwurf des Regiona-
len Raumordnungsplans für die Region Trier1 [Planungsgemeinschaft Region Trier – Entwurf, 2024, S. 
11]: 

„Gewährleistung gleichwertiger Zugangschancen zu Einrichtungen der Daseinsvorsorge auf 
Grundlage der funktionalen Verkehrsnetze unter besonderer Berücksichtigung des ÖV […].“ 

 
1  Zum Zeitpunkt der Erstellung des Regionalen Nahverkehrsplans befindet sich der neue Regionale Raumord-

nungsplan noch in der Aufstellung. Aus Gründen der zukunftsgerichteten Aussagen des Nahverkehrsplans wird 
dennoch dessen Entwurfsstand der Vorzug als übergeordnetes Planwerk gegenüber dem noch gültigen, inhalt-
lich teilweise jedoch veralteten Regionalen Raumordnungsplan von 1985 (mit Teilfortschreibung 1995) gege-
ben. 
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Damit die Erreichbarkeit mit dem ÖPNV bei der Ausweisung neuer Baugebiete und anderer Baupro-
jekte berücksichtigt wird, schreibt das rheinland-pfälzische Landesgesetz über den öffentlichen Nah-
verkehr (§ 4 Abs. 4) vor, dass der regional zuständige Zweckverband Öffentlicher Personennahverkehr 
Rheinland-Pfalz bei 

 „[…] Verfahren der Bauleitplanung, die Auswirkungen auf den Bestand, die Funktionsfähigkeit 
oder die Weiterentwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs haben können“  

zu beteiligen ist.  

C-2.3 Ausreichende Bedienung 

Im Vordergrund der Ausgestaltung des öffentlichen Verkehrssystems steht die sog. „ausreichende Be-
dienung“ der Bevölkerung mit Leistungen im ÖPNV, auf die in einer Reihe von Bundes- und Landesge-
setzen Bezug genommen wird (Regionalisierungsgesetz, Personenbeförderungsgesetz). Diese Begriff-
lichkeit wird in den Gesetzen weder näher erläutert noch konkretisiert. Das Personenbeförderungsge-
setz weist diese Aufgabe den Aufgabenträgern zu, die sich dafür des Nahverkehrsplans bedienen: 

„Für die Sicherstellung einer ausreichenden den Grundsätzen des Klimaschutzes und der Nach-
haltigkeit entsprechenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen 
Personennahverkehr sind die von den Ländern benannten Behörden (Aufgabenträger) zuständig. 

Der Aufgabenträger definiert dazu die Anforderungen an Umfang und Qualität des Verkehrsan-
gebotes, dessen Umweltqualität sowie die Vorgaben für die verkehrsmittelübergreifende In-
tegration der Verkehrsleistungen in der Regel in einem Nahverkehrsplan.“ 
(PBefG § 8, Abs. 3) 

Mit der Operationalisierung dieses unbestimmten Rechtsbegriffs der „ausreichenden Bedienung“ im 
Nahverkehrsplan werden durch den Aufgabenträger zwei Intentionen verfolgt: 

◼ Durch den Aufgabenträger wird eine Festlegung dahingehend getroffen, was dieser in Bezug auf 
die von ihm zu verantwortenden Systemkomponenten Verkehrsinfrastruktur – in Abstimmung 
mit den dafür zuständigen Baulastträgern wie Städten und Gemeinden – und Verkehrsangebot 
als „ausreichend“ bzw. „angemessen“ im Sinne der Weiterentwicklung des ÖPNV-Systems und 
der Schaffung diesbezüglicher quantitativer und qualitativer Mindestanforderungen und -stan-
dards ansieht. Bei dieser Konkretisierung der „ausreichenden Bedienung“ handelt es sich um ein 
Handlungskonzept unter Maßgabe der finanziellen Leistungsfähigkeit während der Laufzeit des 
Nahverkehrsplans. 

◼ Bei der Genehmigung einer Linie des straßengebundenen ÖPNV durch die Genehmigungsbehör-
den muss die Verkehrsleistung, also das Verkehrsangebot dieser Linie eine „ausreichende Bedie-
nung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen“ (d. h. ausreichende Verkehrsbedienung) [§ 8 Abs. 
3 Satz 1 PBefG] aufweisen. Dabei kann die Genehmigung versagt werden, wenn der beantragte 
Verkehr mit dem vom Aufgabenträger beschlossenen Nahverkehrsplan nicht in Einklang steht 
[vgl. §§ 13 Abs. 2a S. 1; 8 Abs. 3 S. 2 PBefG]. 

C-3 Barrierefreiheit im ÖPNV 

Bei allen Maßnahmen des öffentlichen Nahverkehrs ist die Nutzbarkeit für Menschen, „die langfristige 
körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung 
mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-
schaft hindern können“ (UN-Behindertenrechtskonvention Artikel 1) zu gewährleisten. Zur Umsetzung 
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der UN-Behindertenrechtskonvention sind Anforderungen an einen barrierefreien ÖPNV Bestandteil 
von Gesetzen und EU-Normen: 

◼ Im Behindertengleichstellungsgesetz (§ 8 Abs. 2 BGG) und im Landesgesetz zur Gleichstellung, 
Inklusion und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen (§ 11 Landesinklusionsgesetz) ist die 
barrierefreie Gestaltung von baulichen Anlagen, öffentlichen Wegen, Plätzen und Straßen sowie 
öffentlich zugängliche Verkehrsanlagen und Beförderungsmittel im öffentlichen Personenverkehr 
vorgeschrieben.  

◼ Das Personenbeförderungsgesetz (§ 8 PBefG) hat den 1. Januar 2022 als Stichtag für die Umset-
zung einer vollständig barrierefreien Nutzung des ÖPNV festgelegt. Auch wenn dieser Termin 
mittlerweile verstrichen ist, gilt diese gesetzliche Verpflichtung weiterhin. Bestandshaltestellen 
sind daher sukzessive barrierefrei auszubauen. Im Nahverkehrsplan sind dafür konkrete Zeitpläne 
aufzustellen. Ausnahmen vom Haltestellenausbau sind konkret zu benennen und zu begründen. 

◼ Auch das rheinland-pfälzische Nahverkehrsgesetz fordert in § 1 Abs. 3: „Die Belange von Men-
schen, die in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkt sind, sind nach Maßgabe des § 8 Abs. 3 
Satz 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fassung vom 8. August 1990 (BGBl. I S. 
1690) in der jeweils geltenden Fassung zu berücksichtigen und mit den dort genannten Fristen 
und Zielen umzusetzen.“ 

◼ Auch die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (§ 30d Abs. 4 StVZO) schreibt für Kraftomnibusse 
„mit Stehplätzen, die die Beförderung von Fahrgästen auf Strecken mit zahlreichen Haltestellen 
ermöglichen und mehr als 22 Fahrgastplätze haben“ die Einhaltung „der Vorschriften über techni-
sche Einrichtungen für die Beförderung von Personen mit eingeschränkter Mobilität“ gemäß der 
Richtlinie 2001/85/EG des Europäischen Parlaments (EU-Busrichtlinie) vor.  

Der Landesnahverkehrsplan benennt „Umsetzungsziele für die Barrierefreiheit im ÖPNV - Berücksich-
tigung von Belangen der in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkten Menschen hinsichtlich der 
Infrastruktur und Fahrzeuge“ in einem eigenen Kapitel, in den Anhängen 10 und 10_1 des LNVP wird 
der Leitfaden für die barrierefreie Gestaltung von Verkehrsflächen den zuständigen Straßenbaulast-
trägern zur Verfügung gestellt. Ziel ist es, einen einheitlichen Standard im Ausbau der Haltestelleninf-
rastruktur innerhalb von Rheinland-Pfalz umzusetzen.  

Der Begriff „vollständig barrierefrei“ ist rechtlich nicht klar definiert. Im Rahmen des Anforderungspro-
fil dieses Nahverkehrsplans wird der Begriff „vollständig barrierefrei“ deshalb wie folgt definiert:  

Fahrzeuge und Haltestellen sind so zu gestalten, dass Sie „für Menschen mit Behinderungen in der all-
gemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, 
zugänglich und nutzbar sind. Hierbei ist die Nutzung behinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel zu-
lässig“ (Behindertengleichstellungsgesetz § 4).  

Als Menschen mit Behinderung gelten Personen, „die eine körperliche, seelische, geistige oder Sinnes-
beeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren 
an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate hindern können“ (Neuntes Sozialgesetzbuch (SGB IX) § 2 Absatz 1 Satz 1) 

Für diesen heterogenen Personenkreis ist in der Konsequenz die Möglichkeit einer eigenständigen, 
selbstbestimmten, unabhängigen und sicheren Nutzung des ÖPNV zu gewährleisten. Dafür sind Fahr-
zeuge und Haltestellen so zu gestalten, dass sie nutzbar sind für Menschen 

◼ mit Einschränkung des Bewegungsapparates (Gehbehinderte, Rollstuhlnutzende)  
◼ mit Einschränkungen der Sinnesorgane (Sehen, Hören)  
◼ mit kognitiven Einschränkungen 
◼ sowie Personen mit Konzentrations- und Orientierungsbeeinträchtigungen 
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Dabei sind folgende Aspekte zu beachten 

◼ Auffindbarkeit der Haltestelle 
◼ Zugänglichkeit von Haltestelle und Fahrzeug (und das Zusammenspiel beider Komponenten) 
◼ Information und Orientierung vor und während einer Fahrt 

Nutzungsrelevante Fahrgastinformationen sind möglichst sowohl in visueller als auch in akustischer 
oder taktiler Form dem Benutzer darzureichen (sog. „Zwei-Sinne-Prinzip“)2. Die Informationssysteme 
sind vorzugsweise einheitlich zu gestalten, um eine hohe Wiedererkennbarkeit und damit eine durch-
gängige, lückenlose Nutzbarkeit gewährleisten zu können. Im Allgemeinen sind zusätzliche „Barrieren“ 
durch unterschiedliches Design der Leit- und Informationssysteme zu vermeiden bzw. abzubauen. Vi-
suelle, taktile und akustische Orientierungshilfen sind somit auf Grundlage des bisher realisierten Stan-
dards systematisch zur Schaffung „geschlossener Ketten“ weiterzuentwickeln (Anspruch der Standar-
disierung). 

Konkret heißt dies: 

◼ Dynamische Informationen, wie Angaben zur nächsten Haltestelle im Bus, werden sowohl visuell 
als auch akustisch ausgegeben.  

◼ Zusätzlich zur visuellen Orientierung, die durch eine kontrastreiche farbliche Gestaltung unter-
stützt wird, ermöglichen taktile Elemente an Haltestellen und Fahrzeugen die Orientierung für 
Sehbehinderte.  

◼ Digitale Informationsquellen (Webseiten, Apps) sind so zu gestalten, dass sie eine Sprachausgabe 
für Sehbehinderte erlauben und Informationen in leichter Sprache anbieten. 

Dem Aspekt Zugänglichkeit wird durch Vorgaben für Haltestellen und Fahrzeuge Rechnung getragen. 

Die Herstellung der vollständigen Barrierefreiheit im Straßenraum sowie an den Haltestellen ist durch 
die Straßenbaulastträger zu erbringen, die für im Nahverkehrsplan aufgeführte Maßnahmen Förder-
mittel beantragen können.  

Hierfür sind die Haltestellen gemäß LNVP nach Prioritäten zu kategorisieren: Der LNVP führt Kriterien 
ein, um eine Rangfolge beim Umbau von Haltestellen zu bilden. Je nach Bedeutung der jeweiligen Hal-
testelle erfolgt eine Einordnung in die Kategorien A bis D. Die Einstufung erfolgt nach einem Punkte-
system, das in Anhang 11 zum LNVP beschrieben wird. Je höher die Punktzahl, desto höher die Bedeu-
tung für den Bus- und Straßenbahnverkehr. Durch das Priorisierungssystem werden Kommunen bei 
ihrer Ausbauplanung unterstützt. 

Ausgenommen von der Rangfolge sind barrierefreie Ausbaumaßnahmen, die im Rahmen eines größe-
ren Projektes als Zusammenhangsmaßnahme mit umgesetzt werden (z. B. im Rahmen der Sanierung 
einer Ortsdurchfahrt). 

Bezüglich der Barrierefreiheit dürfen die Anlagen des ÖPNV nicht isoliert betrachtet werden. Auch zwi-
schen Start- bzw. Zielpunkt und Haltestelle bzw. Bahnhof müssen Wege für Menschen mit einge-
schränkter Mobilität nutzbar sein. Dazu gehören ausreichend breite Gehwege sowie Querungshilfen 
an Kreuzungen, Einmündungen sowie in Haltestellennähe. Konkrete Handlungsempfehlungen für die 
barrierefreie Gestaltung des Straßenraums und der Haltestellen geben die LNVP Anlagen 10 und 10_1 
des Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz (LBM)3.  

„Die Straßenbaulastträger haben dabei Sorge zu tragen, dass beim Aus- und Umbau von Haltestellen 

die Informationen zur Haltestellenausstattung an die Verkehrsverbünde übermittelt werden“ (LNVP, 

 
2  Wesentliche Informationen und Orientierungshilfen sind mindestens mit zwei der drei Sinne „Hören“, „Sehen“ 

und „Tasten“ darzureichen (vgl. BMVBS 2008, S. 21). 
3  LBM - Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz (2020): Leitfaden für die barrierefreie Gestaltung von Verkehrs-

flächen (= Landesnahverkehrsplan Rheinland-Pfalz 2025, Anlage 10) 
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S. 10). Nach Fertigstellung der Baumaßnahmen sind dementsprechend alle relevanten Haltestellenda-

ten ins Haltestellenkataster einzupflegen. Im VRT erfolgt dies seit einigen Jahren über die Verkehrsver-

träge in Zusammenarbeit mit den Verkehrsunternehmen, obgleich auch im VRT der Straßenbaulast-

träger hieran künftig mitwirken soll, um die barrierefreie Nutzbarkeit der Haltestelle über alle relevan-

ten Fahrgastinformationssysteme zeitnah nach Fertigstellung des Ausbaus den Fahrgästen beauskunf-

ten zu können. 

Der ZV VRT verfolgt entsprechend den gesetzlichen Vorgaben die Entwicklung und Gestaltung eines 
für Mobilitätseingeschränkte vollständig „barrierefrei“ nutzbaren ÖPNV. 

Die Ausstattungsmerkmale für die Haltestellen, die sich aus den Ansprüchen an die Barrierefreiheit 
ergebenden, werden als Empfehlungen an die Straßenbaulastträger in den Kapiteln C-4.5 und C-4.6, 
für die einzusetzenden Fahrzeuge als Mindestanforderungen in den Kapiteln C-4.7 und C-4.8 darge-
stellt.  

C-4 Mindeststandards für das ÖPNV-System 

C-4.1 Grundsätze der Netz- und Fahrplangestaltung zur Gewährleistung der 
Mindestbedienungsstandards 

Bei der Systematisierung des Angebotes zur Weiterentwicklung des verbundweiten Integralen Takt-
fahrplans (ITF) über die Linien des schienen- und straßengebundenen ÖPNV, sofern letztere für den 
Jedermann-Verkehr Relevanz haben, gelten weiterhin die im ÖPNV-Konzept Rheinland-Pfalz Nord be-
schlossenen Anforderungen, u. a.: 

◼ Das Fahrtenangebot soll vertaktet sein, d. h., dass alle Züge und Busse einer Linie und Richtung in 
regelmäßigen Zeitabständen verkehren (z. B. alle 30, 60 oder 120 Minuten).  

◼ Bei einem Integralen Taktfahrplan (ITF) sind die im Takt fahrenden Linien verschiedener Richtun-
gen an Netzknoten so miteinander verknüpft, dass diese dort im Optimalfall zur selben Zeit ein-
treffen und abfahren sowie „Rundumanschlüsse“ mit kurzen Übergängen ermöglichen. 

Abbildung C-1 zeigt das Grundprinzip eines Integralen Taktfahrplans bei einem Grundtakt von 60-Mi-
nuten unter Einbeziehung sowohl des SPNV als auch des straßengebundenen ÖPNV. Bei Fahrtabstän-
den zwischen den Knoten von 30 oder 60 Minuten ergeben sich systembedingt Knoten mit „Rundum-
anschlüssen“ aus allen bzw. in alle Richtungen. Liegen die Fahrzeiten zwischen den Knoten dagegen 
bei 15 oder 45 Minuten, bieten die davon betroffenen Knoten bei einem 60-Minuten-Grundtakt ledig-
lich Teilanschlüsse, vorzugsweise in Lastrichtung oder für besonders nachfragestarke Relationen. 
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Abbildung C-1: Idealprinzip eines Integralen-Taktfahrplan-Systems 

[Eigene Darstellung IGDB] 

 

Der Regionale Raumordnungsplan der Planungsgemeinschaft Region Trier (Planungsgemeinschaft Re-
gion Trier Entwurf 2024, S. 22) setzt bei den Grundzügen eines Verkehrsnetzes hinsichtlich anzubieten-
der Relationen auf dem hierarchischen System der zentralen Orte auf: 

„Die zentralen Orte sind als Schwerpunkte der überörtlichen Versorgung und als Verknüpfungs-
punkte im funktionalen Verkehrsnetz zu sichern und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln.“ 

Die Vorgaben aus dem Regionalen Raumordnungsplan werden für ein anzuwendendes Anforderungs-
profil dahingehend aufgegriffen, dass Mindestbedienungsstandards zwischen den zentralen Orten un-
terschiedlicher Hierarchiestufen innerhalb deren Bereiche als erforderliche Bedienung aus Sicht der 
zentralörtlichen Gliederung festgelegt werden.  

Darüber hinausreichende Bedienungen, z. B. mit höherer Fahrtenfolge, oder anderweitig angebotene 
Verbindungen bleiben von den Mindestbedienungsstandards dieses hierarchisch aufgebauten Verbin-
dungsmodells unberührt. Sofern eine hohe Fahrgastnachfrage auf bereits existierenden ÖPNV-
Verbindungen zwischen zentralen Orten unterschiedlicher Stufe besteht, ist dadurch ein Fahrtenange-
bot, das über die Mindestvorgaben hinausreicht, jederzeit gerechtfertigt. 
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Abbildung aus dem Kapitel Bestandsaufnahme: Raum- und Siedlungsstruktur sowie Zentrale-Orte im VRT  

[Eigene Darstellung VRT, nach Daten der Planungsgemeinschaft Trier] 

 

Die vorstehende Karte veranschaulicht die Raumstruktur und die Zentralen Orte im VRT Gebiet, wie 
sie durch den Landesentwicklungsplan (LEP IV) sowie den Raumordnungsplan Region Trier definiert 
wurden.  

Für eine Mindestbedienung – unabhängig ob mit Zug, Bus oder RufBus – genießen im vorliegenden 
Anforderungsprofil Verbindungen innerhalb der jeweils zugeordneten zentralörtlichen Bereiche maß-
gebende Priorität, und zwar 

◼ vom Stadt-/Ortsteil oder der verbandsangehörigen Gemeinde ohne zentralörtliche Funktionen 
mit mehr als 200 Einwohnern zum zugehörigen Grund- bzw. Verbandsgemeindezentrum und zu-
rück, 

◼ vom Grundzentrum zum zugehörigen Mittelzentrum und zurück, 
◼ vom Mittelzentrum zum zugehörigen Oberzentrum und zurück. 
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An die Verbindungen zwischen zentralen Orten gleicher Hierarchiestufen werden im vorliegenden Ver-
bindungsmodell ausdrücklich keine gesonderten Anforderungen gestellt, weil diese sich oftmals per se 
aufgrund des tatsächlich vorhandenen ÖPNV-Netzes ergeben. 

C-4.2 Verbindungsmodell zwischen zentralen Orten unterschiedlicher Hierar-
chiestufen 

 

Abbildung C-2: Schematisches Verbindungsmodell zwischen Orten verschiedener Zentralität und Bevölke-
rungsdichte 

[Eigene Darstellung IGDB] 

 

Das in Abbildung C-2 gezeigte schematische Verbindungsmodell basiert auf der Zuordnung der Sied-
lungsbereiche bezüglich ihrer Siedlungsdichte und Hierarchiestufe der zentralörtlichen Funktion, also 
als Stadt-/Ortsteile bzw. verbandsangehörige Gemeinden > 200 Einwohner ohne zentralörtliche Funk-
tionen (OT), als Grundzentren (GZ), Mittelzentren (MZ) oder Oberzentren (OZ). Zur Erfüllung der 



Regionaler Nahverkehrsplan für den Zweckverband Verkehrsverbund Region Trier 

Anforderungsprofil - Kurzfassung 

 10 Stand 02.09.2026 

Versorgungsfunktionen ist jeder Ort, der nicht ein Oberzentrum ist, einem Ort höherer Zentralität zu-
geordnet (Grund-, Mittel- und Oberbereich). 

Für eine Mindestbedienung – unabhängig ob mit Zug, Bus oder Rufbus – genießen im vorliegenden 
Anforderungsprofil Verbindungen innerhalb der jeweils zugeordneten zentralörtlichen Bereiche maß-
gebende Priorität (durchgezogene Pfeile), und zwar 

◼ vom Stadt-/Ortsteil bzw. verbandsangehörige Gemeinde ohne zentralörtliche Funktionen mit 
mehr als 200 Einwohnern (OT) zum zugehörigen Grund- bzw. Verbandsgemeindezentrum (Stadt-
/Ortsteil bzw. Gemeinde mit grundzentralen Funktionen; GZ) und zurück, 

◼ vom Grundzentrum (GZ) zum zugehörigen Mittelzentrum (MZ) und zurück, 
◼ vom Mittelzentrum (MZ) zum zugehörigen Oberzentrum (OZ) und zurück. 

Sofern es eine von diesem System abweichende ÖPNV-Verbindung bereits gibt oder anderweitig sinn-
voll ist, z. B. aufgrund des Verlaufs von Verkehrsinfrastrukturen, der topographischen Lage einzelner 
Orte oder der verkehrsanziehenden Wirkung wie Arbeitsplatzschwerpunkte und Versorgungsmöglich-
keiten in anderen zentralen Orten, können Verbindungen („Ersatzverbindungen“) auch dann den Min-
destanforderungen genügen, wenn ersatzweise entweder 

◼ zu einem höherrangigen zentralen Ort der übernächsten Hierarchiestufe innerhalb des zugeord-
neten zentralörtlichen Bereichs (rot gestrichelte Pfeile in Abbildung C-2) oder 

◼ zu einem höherrangigen zentralen Ort nächster oder übernächster Stufe in einem benachbarten 
zentralörtlichen Bereich (blau gestrichelte Pfeile in Abbildung C-2) 

ausgewichen wird und die Verbindungen dorthin aus planerischen oder wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten als sinnvoller erachtet wird. 

An die Verbindungen zwischen zentralen Orten gleicher Hierarchiestufen (grau durchgezogene Pfeile 
in Abbildung C-2) werden im vorliegenden Verbindungsmodell ausdrücklich keine gesonderten Anfor-
derungen gestellt, weil diese sich oftmals per se aufgrund des tatsächlich vorhandenen ÖPNV-Netzes 
ergeben. 

C-4.3 Netzebenen, Verkehrsmittel und Angebotstypen 

Netz-
ebene 

Grundprodukt 
(Angebotstyp) 

Angebots-
form 

Merkmale 

1a Regionalexpress Zug tägliche Bedienung (Mo-So), Taktverkehr, 
schneller, (über-)regionaler SPNV mit we-
nigen Halten 

1b Regionalbahn Zug tägliche Bedienung (Mo-So), Taktverkehr, 
(über-)regionaler SPNV i. d. R. mit Halt an 
allen Unterwegsstationen 
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2a 
 

Hauptlinie Regionalverkehr 
(teils synonym verwendete 
Begriffe: "Regionallinie", 
“RegioLinie”, “Stadt-Um-
land-Linie", “Taktlinie”, Be-
griff unabhängig von der Fi-
nanzierung durch 
Land/SPNV-Nord bzw. Auf-
gabenträger). 
 

Bus, RufBus tägliche Bedienung (Mo-So), Taktverkehr, 

Angebotsorientierung, Verbindung zwi-

schen GZ – MZ, MZ – OZ und ggf. GZ - OZ 

(sofern über 1a oder 1b nicht ausreichend 

abgedeckt), Anbindung an SPNV-Halte 

und ITF-bzw. Umstiegsknoten.  

 

Je nach räumlicher Lage können auch un-

mittelbar am Linienweg liegende OT, bzw. 

nicht zentrale Orte > 200 Ew. bzw. Schu-

len angebunden werden, sofern  

die Anforderungen an Reisezeit, An-

schlussgewährleistung etc. dies erlauben.  

 

Hauptlinie kann auch als „Schnelllinie" an-
gelegt sein oder "Schnellfahrten", bspw. 
als HVZ-Verstärker, enthalten. 
 
Kann in räumlichen oder zeitlichen Rand-
lagen auch als bedarfsgesteuertes Ange-
bot (z.B. RufBus) verkehren. 

2b Hauptlinien Stadtverkehr 
(OZ Trier) 

Bus, RufBus tägliche Bedienung (Mo-So), Taktverkehr, 

Angebotsorientierung, Verbindung zwi-

schen ST – Zentrum des OZ, Anbindung an 

SPNV-Halte und ITF- bzw. Umstiegskno-

ten.  

 

Angebotsqualität wird im lokalen NVP der 
Stadt Trier definiert.  

3a Ergänzungslinie 
1. Ordnung 

Bus, 
RufBus 

Mo-So, Taktverkehr jedoch überwiegend 

bedarfsgesteuert (RufBus), Verbindung 

zwischen OT >200 Ew. – GZ, bzw. an Um-

stiegsknoten zur Netzebene 1 oder 2, 

Grundangebot bei geringerer Nachfrage, 

ergänzt Hauptlinien, Bedienzeiten daher 

auch von Netzebene 1 und 2 abhängig. 

3b Ergänzungslinie /-fahrten 2. 
Ordnung 

Bus,  
RufBus 

Mo-Fr, reiner Bedarfsverkehr, Schul-, Aus-
bildungs-, Kita-relevante Fahrten 

3c Stadtverkehrslinie in MZ 
(ggf. auch GZ) 
 

Bus,  
RufBus 

Erschließung Kernstadt/Kernort,  
Anbindung Stadt-/ Ortsteile, Anbindung 
Kernstadt/Kernort an ggf. SPNV-Halte und 
ITF-Knoten 
 
Angebotsqualität wird in den lokalen NVP 
der Landkreise definiert.  
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4 Freizeit-/Nachtlinie, RadBus Bus, RufBus, 
RadBus 

saisonales Angebot zu touristischen Zie-
len, Nachtverkehr, Fahrradbeförderung zu 
Freizeitzwecken 

5 Bedarfsgesteuertes, Fahr-
plan- oder Linien- unabhän-
giges Angebot (PBefG § 44)  

VRT FlexBus flächenhaftes, nicht an einen Linienweg 

gebundenes, Angebot 

Tabelle C-1: Hierarchisches Produktkonzept im VRT-Gebiet 

[Eigene Zusammenstellung VRT] 

 

Die Netzebenen, Verkehrsmittel und Angebotstypen stellen das Bindeglied zwischen den Mindeststan-
dards für die Verkehrsbedienung und der Angebotskonzeption dar, in der jeder Linie im Wirkungsbe-
reich des Aufgabenträgers Funktionen und Angebotsstandards im Einzelnen zugeordnet werden. Die 
in Tabelle C-1 aufgegriffenen Aspekte zu Netzebenen, Verkehrsmitteln, Angebotstypen usw. haben 
übergeordneten Charakter und sind deswegen im Anforderungsprofil der Angebotskonzeption voran-
gestellt.  

Den Verkehrsmitteln und Angebotstypen werden in Tabelle C-1 verkehrliche Funktionen (Verbindung, 
Erschließung) und hervorzuhebende Angebotsmerkmale zugeschrieben. Einige Angebotstypen des 
straßengebundenen ÖPNV, wie zum Beispiel der RufBus, sind für mehrere Netzebenen geeignet. Ta-
belle C-1 stellt eine Auswahl möglicher Angebotstypen dar, denn zukünftig sind weitere Formen oder 
Mixe denkbar und je nach Situationsbezug kombinierbar. 

C-4.4 Mindestbedienstandards 

C-4.4.1 Erschließungsqualität 

Die Erschließungsqualität im ÖPNV setzt sich zusammen aus 

◼ Erschließungswirkung von Haltestellen (auf Basis differenzierter Haltestelleneinzugsbereiche), 
◼ Erschließungsgrad (erschlossene Einwohner in Bezug zur Gesamteinwohnerzahl des jeweiligen 

Betrachtungsraumes). 

Der definierte Mindeststandard „Erschließungsgrad“ gibt an, wie hoch der Anteil der gesamten Bevöl-
kerung eines Ortes mindestens sein soll, die innerhalb eines angegebenen Luftlinienradius um eine 
Zugangsstelle zum ÖPNV-System wohnen muss, damit ein in sich baulich abgegrenztes Siedlungsgebiet 
als „räumlich erschlossen“ gilt. Dies trifft analog für die dort vorhandenen Arbeitsplätze und die Ver-
kaufsflächen im Einzelhandel zu.  

Zu berücksichtigen ist auch die Bedienhäufigkeit der Haltestellen: Von nicht regelmäßig bedienten Hal-
testellen, die beispielsweise ausschließlich im Ausbildungsverkehr angefahren werden, kann keine Er-
schließungswirkung für den Jedermann-Verkehr ausgehen. 

Tabelle C-2 zeigt die angestrebte Erschließungsqualität in den verschiedenen Zentralitätsstufen und 
Raumkategorien. Für das Stadtgebiet Trier sind sowohl für den SPNV als auch den straßengebundenen 
ÖPNV eigene Erschließungsqualitäten zu beachten. Diese sind im lokalen Nahverkehrsplan der Stadt 
Trier gesondert aufgeführt.  
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Strukturraum 
Zentralitätsstufe 

des Ortes 
Mindesterschlie-

ßungsgrad 

Radius um Zugangsstelle mit  
regelmäßiger Bedienung 

SPNV (RE, RB) straßengeb. ÖPNV 

hoch verdichte-
ter Bereiche 

OZ  90 % 750 m 300 m 

verdichteter Be-
reiche mit dis-
perser Sied-
lungsstruktur 

MZ 80 % 

1.000 m 

500 m 

GZ, OT  80 % 750 m 

Ländliche Berei-
che 

MZ 70 % 1.000 m 500 m 

GZ, OT 70 % 1.250 m 750 m 

OT = nicht-zentraler Ort über 200 Einwohner 

GZ = Grundzentrum 

MZ = Mittelzentrum 

OZ = Oberzentrum 

Tabelle C-2: Anforderungen an die ÖPNV-Erschließung im VRT-Gebiet. 

[Eigene Zusammenstellung IGDB; in Anlehnung an VDV 2001, S. 10 ff.; FGSV 2010, S. 8.] 

C-4.4.2 Verbindungsqualität 

Die Verbindungsqualität setzt eine punktuelle Erschließung des Raumes voraus und besteht aus den 
vier Komponenten 

◼ Bedienungszeiträume, 
◼ Anzahl Abfahrten pro Stunde bzw. Taktfolgen, 
◼ maximale Umsteigehäufigkeiten und 
◼ maximale Fahrzeiten. 

Die hier betrachteten Verbindungsqualitäten zwischen Orten unterschiedlicher Zentralitätsstufen sind 

zunächst grundsätzlich unabhängig von einzelnen Verkehrsmitteln des ÖPNV-Systems (Zug, Bus, Ruf-

Bus) oder von den konkreten Linien zu sehen, auf denen diese Verkehrsmittel verkehren.  

Im Sinne des PBefG § 8 (3) handelt es sich demnach um die Anforderungen an eine „ausreichende 

Bedienung“, die sich die Aufgabenträger im Regionalen Nahverkehrsplan als gemeinsames Ziel setzen, 

bzw. im Sinne der „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ anstreben. Gemeinsame Standards, 

die sich an der jeweiligen Raumstruktur sowie am Zentrale-Orte-Konzept gem. LEP IV (Landesentwick-

lungsprogramm des Landes Rheinland-Pfalz) orientieren, gewährleisten im gesamten Gebiet des VRT 

die Schaffung von zeitlich attraktiven Umsteigemöglichkeiten zwischen den unterschiedlichen Netz-

ebenen.  

Für Linien in der Finanzierungsverantwortung des Landes (vgl. LNVP 2025, Anlage 5), gelten unabhän-
gig davon die Zielvorgaben des Landesnahverkehrsplanes. Die nachfolgend dargestellten Anforderun-
gen gelten daher als Mindestanforderungen für die seitens der Aufgabenträger direkt oder über den 
Zweckverband VRT finanzierten Linien. 

Abbildung C-3 enthält Mindestbedienzeiträume und Mindesttaktfolgen für die Relationen zwischen 
den Orten unterschiedlicher Zentralitätsstufen im Verbundraum und zwischen den Stadtteilen und der 
Innenstadt der Stadt Trier. Da es sich um eine Vorgabe für den Jedermann-Verkehr handelt, wird nicht 
zusätzlich zwischen Schul- und Ferienwerktagen differenziert.  
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Bedienungszeiträume 

Die Bedienungszeiträume sind nach Wochentagen unterteilt (Mo-Fr, Sa, So/F). Deren Längen sind so 
angegeben, dass sich der Betriebsbeginn auf die erste Ankunft am zentralen Ort höherer Stufe und das 
Betriebsende auf die letzte Abfahrt vom zentralen Ort höherer Stufe bezieht. Von einem Grundzent-
rum im ländlichen Raum kommend, soll beispielsweise an Werktagen (Mo-Fr) die erste Fahrt in ein 
Mittelzentrum zwischen 5:00 Uhr und 5:59 Uhr morgens liegen (wobei ggf. eine Abweichung von +/- 
60 Minuten je nach Lage im Raum zu beachten ist). Ziel sollte dabei sein, Arbeitnehmern die Erreich-
barkeit relevanter Pendlerziele zu ermöglichen.  

Über die in Abbildung C-3 enthaltenen Vorgaben hinaus ist für die Stadt Trier in den Nächten auf Sams-
tage, Sonntage und Feiertage ein nächtliches Angebot vorzusehen, welches im lokalen Nahverkehrsplan 
der Stadt Trier definiert wird.  

Anzahl Abfahrten pro Stunde bzw. Taktfolgen 

Der farbige Balken in Abbildung C-3 gibt die Mindestanzahl der Fahrten pro Stunde bzw. den Grundtakt 
an, der für die Verbindungen anzubieten ist. Für die ÖPNV-Verbindungen zwischen zentralen Orten im 
ländlichen Raum ist an allen Wochentagen ein Grundgerüst im 120-Minuten-Takt bzw. mindestens 
eine Abfahrt alle zwei Stunden anzustreben. Im verdichteten bzw. hochverdichteten Raum sind höhere 
Taktfolgen anzustreben. Wo die seitens Land finanzierten Linien heute bereits eine höhere Taktfolge 
oder zusätzliche HVZ-Verstärker vorsehen, sind diese gem. LNVP weiterhin vorzusehen und keinesfalls 
aufgrund der u. s. Vorgaben zu reduzieren. Für diese Linien gelten die Zielvorgaben des Landesnahver-
kehrsplanes, die teilweise auch noch eine Angebotsverbesserung erforderlich machen.   
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Abbildung C-3: Mindestanforderungen (Bus, RufBus) an die Bedienungsqualitäten im VRT-Gebiet 

[Eigene Darstellung IGDB, Bedienzeiten gehen nicht über die Zielvorgaben des LNVP hinaus] 
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Umsteigevorgänge 

Die maximalen Umsteigevorgänge zwischen zentralen Orten benachbarter Stufe liegen bei jeweils ei-
nem Umstieg. Bei einer Fahrt von einem Stadt- oder Ortsteil bzw. einer verbandsangehörigen Ge-
meinde ohne zentralörtliche Funktion zu einem Oberzentrum könnten sich die Umsteigevorgänge rein 
rechnerisch auf fünf aufsummieren. Dies wird nur auf einen vernachlässigbaren Bruchteil aller mögli-
chen Verbindungen im Zulauf auf ein Oberzentrum zutreffen, da Linien teilweise durchgebunden sind 
und somit Umsteigevorgänge entfallen. 

Fahrzeiten 

Ebenso wird die Obergrenze für die Verbindung von einem nicht-zentrale Ort zu einem Oberzentrum 
von insgesamt bis zu 3:15 Stunden nur selten erreicht bzw. überschritten. 

C-4.5 Mindeststandards für Stationen im Netz der Deutschen Bahn AG 

Die Wahrnehmung der Aufgaben für den schienengebundenen ÖPNV (SPNV) liegt beim Zweckverband 
Schienenpersonennahverkehr Rheinland-Pfalz Nord (SPNV-Nord)4, dessen Mitglieder die Landkreise 
und kreisfreien Städte im Verbandgebiet in ihrer Funktion als Aufgabenträger des ÖPNV sind. Die An-
forderungen werden daher im LNVP definiert, in der Langfassung des Regionalen Nahverkehrsplans 
werden jedoch die für das Gebiet des VRT relevanten Anforderungen definiert, auch um diese gegen-
über dem ZV SPNV Nord bzw. dem Land vertreten zu können. 

C-4.5.1 Ausstattungsstandards an Bahnstationen 

Die DB InfraGo als wichtigster Betreiber von Bahnstationen im VRT-Gebiet gibt eine kategorisierte Sta-
tionsausstattung vor, wobei insbesondere die kleinen Bahnstationen mit einer niedrigen Kategorie ein-
gestuft sind (Kategorien 6 und 7), für die nur eine geringe Ausstattung vorzuhalten ist. Deshalb wird 
sich der VRT auch künftig dafür einsetzen, eine voll umfängliche Grundausstattung an allen Bahnstati-
onen im VRT-Gebiet vorzusehen und durch die jeweiligen Eisenbahninfrastrukturunternehmen betrei-
ben zu lassen (wie der DB InfraGo für Bahnstationen an Strecken der DB Netz AG). 

An den Bahnstationen sind ebenfalls ausreichende Anlagen für die Fahrradabstellung in Form von 
überdachten Fahrradabstellanlagen und ggf. Fahrradboxen vorzusehen (Bike+Ride) sowie bei entspre-
chender Größe und Bedeutung der Bahnstation auch Anlagen für den ruhenden Kfz-Verkehr 
(Park+Ride mit Behindertenparkplätzen). 

C-4.5.2 Bauliche Maßnahmen zur Herstellung von Barrierefreiheit an Bahnstationen 

Die laufenden Bestrebungen zur Modernisierung und zum barrierefreien Ausbau der Bahnstationen 
im VRT-Gebiet für Nutzer mit Gehbehinderungen und für Rollstuhlfahrer sollen weiter vorangetrieben 
werden. Auch die fußläufige Erreichbarkeit von Bahnstationen soll bei künftigen Umbaumaßnahmen, 
bspw. durch beidseitige Zugänge zur Bahnstation, verbessert werden. 

C-4.5.3 Verknüpfungsschnittstelle zwischen Bahn und Bus 

Neben der Schaffung der räumlichen Nähe zwischen Bahn und Bus, der Anlage von barrierefreien Ein- 
und Ausstiegsmöglichkeiten in Zug oder Bus spielt bei der Verknüpfung zum straßengebundenen ÖPNV 
die Dynamische Fahrgastinformation (DFI) eine zentrale Rolle. Nur mit Hilfe dynamischer Informatio-
nen bzw. verkehrsträgerübergreifender Echtzeitdaten wird es in Zukunft gelingen, das Thema 

 
4  Gemäß NVG Rheinland-Pfalz §6 soll der Name in „Zweckverband Öffentlicher Personennahverkehr Rheinland-

Pfalz Nord“ geändert werden.  
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Anschlusssicherung an wichtigen Verknüpfungspunkten des ÖPNV-Systems zu verankern. Dabei muss 
es Ziel sein, im VRT-Gebiet den Fahrgästen betreiber- und verkehrsmittelunabhängige Informationen 
über Ankunftszeit, Verspätungen, Art des Verkehrsmittels und Anschlüsse in Echtzeit zu übermitteln.  

C-4.6 Mindeststandards für die Ausstattung von Haltestellen des straßenge-
bundenen ÖPNV 

Die Haltestellen des straßengebundenen ÖPNV sind als Zugangsstellen und Umsteigepunkte essenzi-
elle Netzelemente mit hoher Systemwirkung. Dort warten und informieren sich Fahrgäste. Sie sind 
„Visitenkarten“ des ÖPNV. Alle Empfehlungen und Vorgaben im Nahverkehrsplan zu den Haltestellen 
sind unter der Maßgabe zu sehen, dass sich diese Infrastrukturen und ihre Ausstattung im Eigentum 
und in der Planungshoheit der Städte und Gemeinden bzw. Straßenbaulastträger und teilweise der 
Verkehrsunternehmen befinden. 

Haltestellen sind so anzulegen, dass 

◼ sie hinsichtlich Erreichbarkeit und Aufenthalt verkehrssicher sind (gegenüber Gefahren durch den 
Straßenverkehr), 

◼ sich Fahrgäste bei Zugang und Aufenthalt objektiv und subjektiv sicher fühlen (soziale Sicherheit), 
◼ keine Konfliktsituationen zwischen ein- und aussteigenden Fahrgästen entstehen, 
◼ die Belange mobilitätseingeschränkter Personen (siehe Kapitel C-4.6.3) berücksichtigt bzw. einge-

halten werden, 
◼ sie lage- und verkehrsgünstig zu Quell- und Zielorten liegen, 
◼ sie sich baulich in das Stadt- bzw. Ortsbild integrieren, dennoch aus Gründen der Verkehrssicher-

heit zwar sehr gut sichtbar, aber dennoch dezent gestaltet sind. 

Im Sinne des Verbundcharakters sind die Haltestellenschilder und Aushangfahrplankästen bereits VRT-
weit vereinheitlicht worden. Diese werden i.d.R. durch die Verkehrsunternehmen im Rahmen der Ver-
kehrsverträge gepflegt, sofern sie nicht bspw. im Eigentum der Kommune stehen. Ergänzend werden 
den Straßenbaulastträgern Ausstattungshinweise an die Hand gegeben, die bei der Neugestaltung der 
Haltestellen im Sinne der Fahrgäste empfohlen werden.  

C-4.6.1 Haltestellenkategorisierung 

Für den Bereich des ZV VRT sind bzgl. der Ausstattung der Haltestellen drei Haltestellenkategorien 
relevant, die sich vor allem aufgrund ihrer angebots- und nachfrageseitigen Frequentierung unter-
scheiden.  

Eine Übersicht zu den Haltestellenkategorien ist in Tabelle C-3 zusammengefasst. 
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Kategorie Bezeichnung Merkmale 

A 
Zentrale Um-
steigehaltestelle 

◼ Zentrale Umsteigehaltestelle (für Hauptlinien) bspw. an Bus-

bahnhöfen und Bahnstationen  

◼ hohes Fahrgastaufkommen  
◼ hoher Anteil an Umsteigern 
◼ in städtischen Gebieten, zentrale Lage 

B Haltestelle 

◼ Haltestellen entlang der Linienwege der Hauptlinien bzw. im 
Stadtverkehr sowie von Ergänzungslinien 1. Ordnung mit regel-
mäßiger Bedienung im Taktverkehr 

◼ geringe Umsteigeverbindungen v.a. zwischen Bus und Rufan-
geboten 

◼ mittleres Fahrgastaufkommen 
◼ in städtischen oder ländlichen Gebieten 

C Haltepunkt 

◼ Bushaltestelle v.a. im Ergänzungsnetz 2. Ordnung (Ausbil-
dungsverkehr) bzw. bei Ruf-Angeboten 

◼ Bushaltestelle in Ergänzungsnetz 1. Ordnung bei Bedienung 
vornehmlich mit Ruf-Angeboten 

◼ keine Umsteigebeziehungen  
◼ geringes bis sehr geringes Fahrgastaufkommen 
◼ in ländlichen Gebieten 

Tabelle C-3: Haltestellenkategorisierung und Klassifizierungsmerkmale, Darstellung IGDB 

[Eigene Darstellung IGDB] 

C-4.6.2 Kategoriebezogene Empfehlung zur Mindestausstattung 

Die Ausstattungsmerkmale je Haltestellenkategorie sind unterteilt in den unmittelbaren Haltestellen-
bereich und das weitere Haltestellenumfeld. Die Aufstellung der kategoriebezogenen Ausstattungs-
empfehlungen orientiert sich an der zu erwartenden Fahrgastfrequenz sowie den Verbundvorgaben 
zur Haltestellengestaltung. Bereits vorhandene bauliche Gegebenheiten an den Haltestellen (ungüns-
tige Bauform, fehlende Hochborde oder fehlende taktile Leitstreifen) müssen aufgrund der hier ge-
machten Empfehlungen nicht zwingend umgestaltet werden. Die formulierten Standards in Bezug auf 
bauliche Gestaltung und Barrierefreiheit sollen aber bei Neueinrichtung, Umbau oder Modernisierung 
einer Haltestelle zum Tragen kommen. Ebenso bei Zusammenhangmaßnahmen, bspw. der Erneuerung 
einer Ortsdurchfahrt.  

Zur Wiedererkennung und im Sinne einer verbundweiten, hochwertigen Visitenkarte des straßenge-
bundenen ÖPNV gelten die seit 2018 eingeführten und zwischenzeitlich vollständig umgesetzten stan-
dardisierten Komponenten im VRT-Design auch künftig: 
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◼ Haltestellenmast bzw. Haltestellenstele 
◼ H-Schild (nach StVO, Zeichen 224) 
◼ Haltestellennamensschild 
◼ Fahrplankasten (mind. A4-Format, Größe abhängig von der Anzahl der erforderlichen Aushänge). 

Werden mehrere Linien beauskunftet können Rondelle und Fahrplaninformationsvitrinen einge-
setzt werden.  

 
Kategorie bezogen wird dem Straßenbaulastträgern empfohlen, dazu ergänzend bereitzustellen:   
◼ Haltestellenmobiliar (Sitzgelegenheiten, Wetterschutz, Abfallbehälter und ggf. Beleuchtung) 
◼ Wegeleitung (Schilder) zu wichtigen Zielen bzw. Umsteigepunkten 

Ergänzend dazu sind stets die gesetzlichen Vorgaben zur Haltestellenbeschilderung zu beachten. 

C-4.6.3 Barrierefreie Gestaltung der Haltestellen 

Gemäß den gesetzlichen Vorgaben (vgl. Kapitel C-3) sind alle Haltestellen barrierefrei auszubauen. Der 
barrierefreie Ausbau von Haltestellen ist Aufgabe der Straßenbaulastträger. Bei der Gestaltung sind 
die gültigen Normen und für das Gebiet gültigen Empfehlungen sowie die Vorgaben des LNVP, insbe-
sondere in Anlage 10 und 11, zu beachten.  

Aufgrund der begrenzten Finanzmittel und Planungskapazitäten kann der barrierefreie Ausbau von 
Haltestellen nur schrittweise erfolgen. Um dabei den größtmöglichen Nutzen zu erzielen, indem zuerst 
Haltestellen mit hoher Fahrgastfrequenz oder besonderer Verkehrsbedeutung ausgebaut werden, er-
folgt eine Priorisierung gemäß Vorgaben des LNVP (Anlage 11).   

Im Zusammenhang mit den definierten Anforderungen an die Haltestellen wird auf die Möglichkeit der 
Förderfähigkeit von Umbauten hinsichtlich der Barrierefreiheit hingewiesen, siehe hierzu auch LNVP 
Anlage 11 und 11_1. 

Konkrete Handlungsempfehlungen für die barrierefreie Gestaltung des Straßenraums und der Halte-
stellen gibt der Leitfaden des Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz (LBM)5 der dem LNVP in Anlage 
10 und 10_1 beigefügt wurde. 

Das PBefG benennt derzeit keine Ausnahmetatbestände, die eröffnen, vom barrierefreien Ausbau ab-
zusehen. In PBefG § 62 (Übergangsbestimmungen) (2) wird ausgeführt: „Soweit dies nachweislich aus 
technischen oder wirtschaftlichen Gründen unumgänglich ist, können die Länder den in § 8 Absatz 3 
Satz 3 genannten Zeitpunkt abweichend festlegen sowie Ausnahmetatbestände bestimmen, die eine 
Einschränkung der Barrierefreiheit rechtfertigen.” Dies ist im Landesnahverkehrsplan nicht erfolgt.  

Vor dem Hintergrund nachweislich technischer oder wirtschaftlicher Gründe soll im Rahmen des regi-

onalen Nahverkehrsplan den Straßenbaulastträgern bei der Entscheidung über den barrierefreien Aus-

bau dennoch mögliche Gründe für Ausnahmen vom barrierefreien Ausbau benannt werden.  

Ausnahmen sind – vorbehaltlich einer geänderten Rechtsauffassung – möglich, wenn  

◼ eine Verlegung der Haltestelle absehbar ist bzw. die Haltestelle absehbar nicht mehr bedient 
werden soll. 

◼ ein regelkonformer barrierefreier Ausbau auch unter Berücksichtigung einer Straßenumgestal-
tung und der Möglichkeit bspw. des verkürzten Ausbaus gem. LNVP Anlage 10 nicht möglich ist 
(z. B. bei sehr engen Straßenquerschnitten) und eine Verlegung der Haltestelle an andere Stelle 
zu deutlich weiteren Fußwegen bzw. einer geringeren Erschließungswirkung führen würde. In 

 
5  LBM - Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz (2020): Leitfaden für die barrierefreie Gestaltung von Verkehrs-

flächen (= Landesnahverkehrsplan Rheinland-Pfalz 2025, Anlage 10) 
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diesem Fall ist zu prüfen, ob die bestehende Haltestelle teilweise barrierearm ertüchtigt werden 
kann und an anderer Stelle eine weitere, vollständig barrierefreie Haltestelle sinnvoll die Erreich-
barkeit des Ortes verbessert.  

◼ wenn aufgrund der Topografie keine sichere Aufstellfläche für Rollstuhlfahrer geschaffen werden 
kann oder 

◼ wenn die Haltestelle nicht an das befestigte Fußwegenetz angeschlossenen ist, wie es bei außer-
orts gelegenen Haltestellen vorkommt, ist individuell zu prüfen, ob eine teilweise Herstellung der 
Barrierefreiheit, z. B. ein Hochbord zur Erleichterung des Ein- und Ausstiegs, dennoch sinnvoll ist. 
Sollte der Straßenbaulastträger in Abstimmung mit dem Aufgabenträger, dem Verkehrsunterneh-
men und dem VRT zu dem Schluss kommen, dass die Haltestelle erforderlich ist, aber ein barrie-
refreier Ausbau nicht sinnvoll umsetzbar ist, kann dies ein Ausnahme von der Barrierefreiheit be-
gründen. Die Vorgaben, die sich aus der Verkehrssicherheit ergeben, sind bei diesen Haltestellen 
dennoch zu beachten und diese ggf. entsprechend zu ertüchtigen.   

C-4.6.4 Anforderungen Sicherheit und Aufenthaltsqualität von Haltestellen 

Fahrgäste sollen sich an der Haltestelle - auch in den Abend- und Nachtstunden - sicher und wohl füh-
len. Daher sind auf eine gute Ausleuchtung des Haltestellenbereichs und eine transparente Gestaltung 
des Mobiliars (Stärkung der sozialen Kontrolle) zu achten. Die baulichen Anlagen sind so zu gestalten, 
dass sie leicht zu reinigen und mögliche Schäden kostengünstig beseitigt werden können. Auf eine 
regelmäßige Reinigung (auch kontinuierliche Entleerung der Müllbehältnisse) ist ebenso Wert zu legen 
wie auf die rasche Beseitigung von punktuell aufgetretenen Verschmutzungen bzw. Beschädigungen. 
Für die Reinigung und Unterhaltung der Haltestelleninfrastruktur ist der Baulastträger der Straße ver-
antwortlich, an der die Haltestelle liegt. Bei Straßen innerorts ist dies in der Regel die jeweilige Ge-
meinde oder Stadt. 

Unterstellmöglichkeiten (Wartehallen) schützen Fahrgäste beim Warten vor Witterungseinflüssen und 
gegen Lärm und Schmutz des Individualverkehrs. Zu den Witterungseinflüssen zählen neben Regen 
und Wind auch der Schutz vor UV-Strahlung und Hitze durch starke Sonneneinstrahlung. Angesichts 
des Klimawandels sind neue Wartehallen daher so zu gestalten, dass ihre Dächer Schatten spenden. 
Durch eine Bepflanzung der Dächer bspw. mit Sedum-Gewächsen6 kann zusätzlich das Mikroklima und 
die Optik verbessert werden.  

Eine ansprechende Gestaltung des Stationsumfeldes führt zu einer Erhöhung der Akzeptanz des ÖV-
Systems und ist mithin Teil des Ziels zur Erhöhung der Nachfrage. Im Bereich von größeren Umsteige-
stationen sowie von Bahnhöfen sind Toilettenanlagen (auch für das Fahrpersonal) empfehlenswert, 
deren Errichtung und Betrieb im Verantwortungsbereich der jeweiligen Stadt bzw. Gemeinde liegen. 

C-4.6.5 Haltestellenkataster 

Um einen Überblick über alle Haltestellen mit Ausstattung und Ausbauzustand zu erhalten, beteiligt 
sich der ZV VRT am landesweiten Haltestellenkataster. Die dafür erhobenen Merkmale entsprechen 
dem „DELFIplus Handbuchs Barrierefreie Reiseketten in der Fahrgastinformation“. Das Haltestellenka-
taster ist damit das Instrument der Dokumentation und Darstellung der Anzahl und Qualität der Hal-
testellen im öffentlichen Personennahverkehr. Die Straßenbaulastträger, als für die bauliche Ausstat-
tung und Pflege der Haltestellen verantwortlichen, haben gemäß LNVP beim Aus- und Umbau von Hal-
testellen Änderungen an den Verkehrsverbund zu übermitteln. Der VRT pflegt – seit einigen Jahren 
gemeinsam mit den Verkehrsunternehmen – nach Fertigstellung der Baumaßnahmen alle relevanten 

 
6  Sedum ist eine Pflanzengattung der Dickblattgewächse mit mehr als 400 Arten. Als Sukkulente speichern sie 

Wasser in ihren Blättern und können so problemlos Trockenphasen überstehen. Dadurch eignen sie sich gut 
für Gründächern  
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Haltestellendaten ins Haltestellenkataster ein. Perspektivisch wird so die Beauskunftung barrierefreier 
Reiseketten landes- bzw. bundesweit ermöglicht.  

Vom Land Rheinland-Pfalz wird angestrebt, die Daten des Haltestellenkatasters in einem Haltestellen-
Managementsystem (HMS) allgemein verfügbar zu machen7. 

C-4.7 Mindeststandards für die Fahrzeuge im SPNV 

Die Aufgabenträger für den schienengebundenen ÖPNV (SPNV) liegt beim ZV SPNV-Nord, die Mindest-
anforderungen definiert der LNVP. In der Langfassung des regionalen Nahverkehrsplans werden den-
noch Empfehlungen für den SPNV definiert, welche in Abstimmungen mit den Aufgabenträgern auch 
durch den ZV VRT gegenüber dem ZV SPNV Nord vertreten werden sollen. 

Diese sind u. a.: 

◼ dem Produkt und der Reiseweite angemessener und zeitgemäßer Fahr-, Sitz- und Reisekomfort 
◼ ausreichend dimensionierte Sitz- und Stehplatzkapazität sowie Flächen für Kinderwagen, Fahrrä-

der und Rollstühle 
◼ sauberes und zeitgemäßes Erscheinungsbild 
◼ Schaffung eines hohen objektiven Sicherheitsniveaus im Fahrzeug nach Stand der Technik, das 

mit dem subjektiven Sicherheitsempfinden der Kunden korreliert - dem wird am besten durch 
Anlagen zur Videoüberwachung Rechnung getragen 

◼ behindertengerechte Ausstattung und Nutzbarkeit, die mobilitätseingeschränkten Personen und 
allen anderen Fahrgastgruppen zugutekommen 

◼ zeitgemäße Anlagen zur optischen und akustischen Fahrgastinformation, die auch in der Lage 
sind, Echtzeitangaben zu kommunizieren 

Die Fahrzeuge müssen alle gesetzlichen technischen und umweltbezogenen Anforderungen erfüllen, 
die in der Laufzeit des Regionalen Nahverkehrsplans Gültigkeit entfalten. Daher sind zu erwartende 
gesetzliche Neuerungen bei Beschaffung und grundlegenden Modernisierungen bereits im Vorfeld ein-
zubeziehen, soweit diese bekannt werden. Aus Sicht des VRT sind die folgenden Anforderungen prin-
zipiell einzuhalten: 

◼ Einhaltung des vorgesehenen Fahrplankonzeptes und der Kapazitätsvorgaben 
◼ hohe Einsatzverfügbarkeit 
◼ Witterungsbeständigkeit des Fahrzeugs mit seinen Komponenten 
◼ für zügigen Fahrgastwechsel ausgelegte Türverteilung und Einstiegsbereiche, um Verzögerungen 

im Betriebsablauf zu vermeiden 
◼ barrierefreier Zugang an gängigen Bahnsteighöhen (ggf. unter Zuhilfenahme von manuellen Ram-

pen oder Hubliften) 
◼ alltags- und betriebstaugliche Ausstattungselemente 
◼ vandalismusresistente Inneneinrichtung und Außenflächen 
◼ Videoüberwachung (unter Beachtung des Datenschutzes) 
◼ elektronisches audiovisuelles Fahrgastinformationssystem 
◼ einheitliche Schnittstellen für Transfer von Daten zwischen Fahrzeug (Eisenbahnverkehrsunter-

nehmen) und Leitstellen insbesondere zur Ist-Daten-Gewinnung und Anschlusssicherung 
◼ Kompatibilität der Fahrzeuge gleicher Bauart, falls Mehrfachtraktionen oder Flügelungen vorge-

sehen sind  

 
7  Vgl. Landesnahverkehrsplan Rheinland-Pfalz (2025), Kapitel 15.5 
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C-4.8 Mindestanforderungen für die Fahrzeuge im straßengebundenen 
ÖPNV 

Grundsätzlich werden die Fahrzeuge in drei Kategorien unterteilt (Definition lt. Landesnahverkehrs-
plan Rheinland-Pfalz, Kap. 12.3.3): 

◼ Kategorie A: Regelfahrzeuge, die auf den Taktverkehren und i. d. R. auch auf Ergänzungslinien 
zum Einsatz kommen 

◼ Kategorie B: Einsatz nur für in den ausgeschriebenen Fahrplänen gekennzeichnete zusätzlich ein-
gerichtete Fahrten, in der Regel zur Erfüllung der Schülerbeförderungen vorwiegend zwischen 
6:00 und 8:30 Uhr sowie 12:00 und 14:00 Uhr ohne Taktung 

◼ Kategorie C: Vans / Pkw für den RufBus-Verkehr 

Im VRT wurden bereits 2017 in Abstimmung mit den Aufgabenträgern und dem SPNV-Nord Mindest-
anforderungen an die Fahrzeuge durch die Gremien beschlossen. Die hierin vorgesehenen Kategorien 
sind mit dem LNVP vergleichbar.   

Mindestanforderungen an die Fahrzeuge sind daher schon heute Bestandteil aller Verkehrsverträge 

im VRT. Daher haben die Fahrzeuge im VRT bereits einheitliche Standards bzgl. Fahrgastkomfort, Fahr-

gast- und Verkehrssicherheit, Technik und Umweltschutz zu erfüllen. Um den Fahrgästen einen ver-

bundweit einheitlichen Grundstandard zu bieten, sind Fahrzeuge der Kategorie A im Taktverkehr auf 

Hauptlinien die Regel. Fahrzeuge der Kategorie B kommen üblicherweise nur in den Verkehrsspitzen 

zum Einsatz und unterscheiden sich bzgl. der Fahrgast- und Verkehrssicherheit nicht von den A Fahr-

zeugen, die Fahrzeuge dürfen aber ein höheres Fahrzeugalter haben und müssen bspw. nicht mit Mo-

nitoren für die Fahrgastinformation ausgerüstet werden.  

Auch ein einheitliches Fahrzeug-Außendesign wurde im VRT bereits vollständig umgesetzt. Dieses Au-

ßendesign wird bei Neufahrzeugen künftig gemäß LNVP um das Landeslogo ergänzt, das bisherige Er-

scheinungsbild der Fahrzeuge im VRT bleibt hierdurch jedoch erhalten. Durch den LNVP wird ferner 

bei Neufahrzeugen, die auf landeseitig finanzierten Linien eingesetzt werden, auch das Fahrzeuginnen-

design vorgegeben (vgl. LNVP Anlage 16).  

Der LNVP empfiehlt zudem in den Fahrzeugen, die auf landeseitig finanzierten Linien eingesetzt wer-
den, eine Ausstattung mit Videoüberwachung, die entsprechend künftig aufzunehmen ist.  

Seit 2024 wurde rund die Hälfte der im VRT verkehrenden Busse mit automatischen Fahrgastzählgerä-

ten (AFZS) ausgestattet, ein Ziel, das auch im LNVP verfolgt wird. Die Ausstattung mit AFZS wird daher 

bei elektrisch betriebenen Bussen sowie bei neu angeschafften Bussen zu den Mindestanforderungen 

gehören. Um den heute erreichten AFZS-Ausstattungsgrad künftig zu halten, soll insgesamt mindes-

tens die Hälfte der je Linienbündel eingesetzten Fahrzeuge ausgestattet sein.  Eine Teilausstattung der 

Fahrzeuge führt bei Verkehrsunternehmen und Verbund zu großem Mehraufwand, da Fahrzeuge in-

nerhalb eines Linienbündels rollierend eingesetzt werden müssen, um flächendeckend valide Daten zu 

erhalten. Eine vollständige Ausstattung aller Busse mit AFZS ist daher im VRT anzustreben.  

 

Insgesamt müssen die Mindestanforderungen an die Fahrzeuge künftig nicht nur in die Kategorien A, 

B und C unterschieden werden, sondern auch aufgrund unterschiedlicher Antriebstechnologien, um 

dem Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz (vgl. nachfolgendes Kapitel C-4.8.1) gerecht zu werden. 

Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass die Anzahl und die Antriebsart, die je Linienbündel tatsächlich 

ausgeschrieben wird, hierdurch nicht präjudiziert wird. Diese Entscheidung wird im Rahmen der jewei-

ligen Ausschreibungen zu treffen sein. 
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Analog zu den bisherigen Mindestanforderungen an die Fahrzeuge, soll es auch künftig möglich sein, 

ggf. erforderliche Anpassungen, die sich aus gesetzlichen, konstruktionstechnischen oder strategisch-

planerischen Anforderungen ergeben, in Abstimmungen mit den Verwaltungen im Rahmen der Neu-

ausschreibungen vorzunehmen. 

Die Anforderungen an die straßengebundenen Fahrzeuge sind der Anlage „Mindestanforderungen an 
die Fahrzeuge“ zu entnehmen. 

C-4.8.1 Umsetzung des Gesetzes über die Beschaffung sauberer Straßenfahrzeuge  

Für öffentliche Aufträge, die seit dem 3. August 2021 veröffentlicht werden, sind gemäß dem Gesetz 
über die Beschaffung sauberer Straßenfahrzeuge (Saubere-Fahrzeug-Beschaffungs-Gesetz (SaubFahr-
zeugBeschG)) bestimmte Quoten für den Anteil sauberer Fahrzeugantriebe an der für die Verkehrsleis-
tung erforderlichen Flotte zu erfüllen. Dabei wird zwischen sauberen Antrieben (z. B. Biomethan-An-
trieb, synthetische Kraftstoffe) und lokal emissionsfreien Antrieben (z. B. elektrische Antriebe, die 
durch Batterien, Oberleitung und/oder Brennstoffzellen gespeist werden) unterschieden. Die in Abbil-
dung C-4 dargestellten Quoten lassen eine Kombination verschiedener Antriebsarten zu.  

Im ÖPNV sind folgende Fahrzeugklassen vom Gesetz betroffen: 

◼ Fahrzeuge mit 8 Fahrgastplätzen (Klasse M1) 
◼ Fahrzeuge mit mehr als 8 Fahrgastplätzen, unter 5 Tonnen Gesamtgewicht (Klasse M2) 
◼ Fahrzeuge mit mehr als 8 Fahrgastplätzen, über 5 Tonnen Gesamtgewicht (Klasse M3) 

 Fahrzeuge mit einer Kapazität bis 22 Fahrgäste, die auch für die Beförderung stehender 
Fahrgäste ausgelegt sind (Klasse A) 

◼ Fahrzeuge mit einer Kapazität über 22 Fahrgäste, die für häufige Halte ausgelegt sind und des-
halb einen erheblichen Stehplatzanteil aufweisen (Klasse I) 

Derzeit vom Gesetz noch ausgeschlossen sind Überlandbusse (M3 Klasse II), die zur überwiegenden 
Beförderung sitzender Fahrgäste ausgerichtet sind und deren Mehrzweckfläche nicht mehr Platz ein-
nimmt als zwei Sitzbänke. Weiterhin vom Gesetz ausgeschlossen sind Aufträge deren Auftragsvolumen  

◼ einen geschätzter Jahresdurchschnittswert von 1 Mio. Euro oder jährliche öffentliche Personen-
verkehrsleistung 300.000 Kilometer nicht überschreitet und/oder 

◼ bei Unternehmen, die nicht mehr als 23 Straßenfahrzeuge betreiben, verdoppeln sich diese 

Werte. 
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Abbildung C-4: Beschaffungsquoten für saubere Antriebe gemäß Saubere Fahrzeuge Beschaffungs-Gesetz  

[Grafik: IGDB] 

Für das Gebiet des VRT bedeutet die Umsetzung des Saubere Fahrzeug Beschaffung-Gesetz folgendes: 

◼ Für eigenständige Stadtbusverkehre, auf den Busse mit Stehplätzen der Klassen M3 Unterklasse 
A bzw. I zum Einsatz kommen, ist das SaubFahrzeugBeschG zu beachten – außer die Jahreskilo-
meterleistung liegt unter den oben genannten Werten.  
Für den Stadtbusverkehr in Trier wird auf den lokalen Nahverkehrsplan der Stadt Trier verwiesen. 

◼ Ebenfalls sind die Quoten des SaubFahrzeugBeschG einzuhalten bei Fahrzeugen der Klassen M1 
und M2 (z.B. im RufBus-Verkehr). Aufgrund kleinerer Batterien der Elektrovariante dieser Fahr-
zeuge, können diese auch an für Pkw vorgesehener Ladeinfrastruktur geladen werden – deren 
flächendeckender Ausbau generell erforderlich ist.  

Gemäß § 5 Abs. 2 und 3 SaubFahrzeugBeschG können die Bundesländer Regelungen erlassen, wie die 

Quoten landesweit erfüllt werden kann. Wenn bestimmte Sektoren die Quote übererfüllen, kann so-

mit eine Untererfüllung in anderen Sektoren zugelassen werden. Das Land Rheinland-Pfalz hat sich der 

Branchenvereinbarung ÖPNV angeschlossen. Mit dieser sollen die Quoten für die Referenzzeiträume 

landesweit ermittelt werden.  Laut LNVP Rheinland-Pfalz sollte das Ziel „dennoch sein, dass Kommu-

nen und Unternehmen die Mindestziele des Bundesgesetzes einhalten und die Branchenvereinbarung 

nur unterstützend genutzt wird.“  

Die zulässige Abgasnorm orientiert sich am Zeitpunkt der Zulassung und der zu diesem Zeitpunkt 
höchsten Abgasnorm. Bei Neuzulassungen ist dies derzeit mindestens Abgasnorm Euro VI. Für das Jahr 
2029 ist für Busse und Nutzfahrzeuge die Einführung der Abgasnorm Euro VII geplant. Einige Busher-
steller haben angekündigt, zu diesem Zeitpunkt keine Fahrzeuge mit Dieselantrieb mehr anzubieten.  

Unabhängig der im Anforderungsprofil aufgestellten Mindestanforderungen sind die gesetzlichen 
Bestimmungen der StVO, der StVZO und der BOKraft einzuhalten.  

Dem Aufgabenträger steht es im Rahmen einer Ausschreibung sowie im Rahmen der lokalen Nahver-
kehrspläne frei, Fahrzeuge zu fordern, die höherwertige Ausstattungen aufweisen oder höhere Um-
weltstandards erfüllen. Diese Aussage gilt analog für die Verkehrsunternehmen, die Fahrzeuge mit hö-
herwertiger Ausstattung oder mit höheren Umweltstandards einsetzen können. 
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C-4.9 Barrierefreie Nutzung 

Fahrzeuge der Kategorien A und B ermöglichen im Zusammenspiel mit ausgebauten Haltestellen eine 
vollständige barrierefreie Nutzung (vgl. Kapitel C-3).  Dafür sind sie in Niederflur- oder Low-Entry-Bau-
weise entsprechend UN-Richtlinie 107 und StVZO ausgeführt. Im VRT ist diese Vorgabe für die Busse 
bereits in allen Verkehrsverträgen berücksichtigt worden und gilt entsprechend auch künftig.   

Für Fahrzeuge der Kategorie C mit einer Kapazität bis 8 Fahrgastplätze wird eine vollständige Barriere-

freiheit gesetzlich nicht verlangt. Allerdings müssen die Unternehmen im VRT, die mit der Bedienung 

bedarfsorientierter Verkehre beauftragt sind, in der Fahrzeugflotte des Bediengebiets ausreichend 

barrierefreie Fahrzeuge vorhalten, um diese bei Bedarf flexibel einzusetzen. Der Anteil der barriere-

freien Fahrzeuge wird daher – wie bisher – in den Ausschreibungen der Linienbündel festgelegt wer-

den.  

C-4.10  Mindestanforderungen an die Verkehrsdurchführung 

Bezüglich Qualitätssicherung, Leistungsdurchführung und Anforderungen an das Fahrpersonal stellt 
der ZV VRT Kriterien für den straßengebundenen ÖPNV auf, die im Kundeninteresse als Mindestanfor-
derungen zu betrachten sind. Dabei ist sicherzustellen, dass die einheitlichen Mindestqualitätskriterien 
auch bei unterschiedlichen Konstellationen zur Anwendung kommen, also 

◼ bei „eigenwirtschaftlichen“ Verkehrsleistungen üblicherweise als Auflage an den Bestand einer 
Konzession geknüpft ist, etwa wie die Verpflichtung zur Einhaltung des Verbundtarifs, 

◼ im Zuge des Ausschreibungswettbewerbs Eingang in die Verträge zwischen Besteller (Aufgaben-
träger) und Ersteller (Verkehrsunternehmen) finden oder 

◼ im Falle von Direktvergaben als Auflage dienen. 

C-4.10.1 Zustand der eingesetzten Fahrzeuge 

Es gelten die verbundweiten Vorgaben bzgl. Sauberkeit etc., die bereits Bestandteil der Verkehrsver-
träge sind fort. Diese werden auch Teil der Langfassung des Regionalen Nahverkehrsplans. Im Rahmen 
der Neuausschreibung der Verkehrsverträge wird der VRT in Abstimmung mit den Aufgabenträgern 
geeignete Maßnahmen ergreifen oder diese verschärfen, um die Einhaltung der Vorgaben zu optimie-
ren.  

C-4.10.2 Pünktlichkeit, Verspätungs- und Störfallmanagement 

Es gelten die verbundweiten Vorgaben, die bereits Bestandteil der Verkehrsverträge sind fort. Diese 
werden auch Teil der Langfassung des Regionalen Nahverkehrsplans. Im Rahmen der Neuausschrei-
bung der Verkehrsverträge wird der VRT in Abstimmung mit den Aufgabenträgern geeignete Maßnah-
men ergreifen oder diese verschärfen, um die Einhaltung der Vorgaben zu optimieren. Hierzu werden 
auch die jeweils aktuellen systemtechnischen Anforderungen, die sich bspw. bzgl. der landesweiten 
Datendrehscheibe und der Echtzeitinformation ergeben, sofern erforderlich, aktualisiert.  

C-4.10.3 Mindestanforderungen an das Fahrpersonal 

Auch bezüglich des Fahrpersonals gelten die verbundweit etablierten Anforderungen der Verkehrsver-
träge auch künftig und werden in der Langfassung ausgeführt. Unabhängig davon sind selbstverständ-
lich alle gesetzlichen Anforderungen seitens der Verkehrsunternehmen und der bei ihnen beschäftig-
ten Fahrpersonale stets einzuhalten.  
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C-4.10.4 Vorhaltung einer Betriebsleitstelle 

Es gelten die verbundweiten Vorgaben, die bereits Bestandteil der Verkehrsverträge sind fort.  

Der Regionale Nahverkehrsplan wird ergänzend darauf hinwirken, dass die Kommunikation zwischen 
den im Bedienungsgebiet tätigen Verkehrsunternehmen optimiert wird, damit unternehmensüber-
greifende Anschlüsse im Verspätungsfall abgesichert werden. Ein entsprechender Informationsaus-
tausch mit dem SPNV ist für die beidseitige Anschlusssicherung zwischen SPNV und straßengebunde-
nem ÖPNV wünschenswert und soll als gemeinsames Ziel angestrebt werden.  

C-4.10.5 Platzkapazitäten  

In der Stadt Trier und im Verdichtungsraum um diese herum kommt es regelmäßig zu hohen Auslas-
tungen der Fahrzeuge des straßengebundenen ÖPNV. Im ländlichen Raum kommt es außerhalb der 
morgendlichen Hauptverkehrszeit erfahrungsgemäß nur vereinzelt zu hohen Besatzzahlen. Dennoch 
können zu gewissen Zeiten auf entsprechenden Buslinien durch Überlagerungen von Fahrgastaufkom-
men im Jedermann-Verkehr und im Ausbildungsverkehr Besetzungsgrade auftreten, die oberhalb ei-
ner Grenze liegen, die aus Fahrgastsicht für eine längere Verweildauer aufgrund der Fahreigenschaften 
eines Busses als nicht mehr zumutbar einzustufen sind. Dies ist dann der Fall, wenn bei einer Busfahrt 
regelmäßig 

◼ neben allen Sitzplätzen zusätzlich 
◼ über 70 % der fahrzeugseitig zugelassenen Stehplätze 

belegt sind.  Abweichungen können in den jeweiligen lokalen Nahverkehrsplänen festgelegt werden. 

Bei Großveranstaltungen und zu Sondersituationen (z. B. extreme Witterung) gelten die definierten 
Qualitätsmaßstäbe hinsichtlich der Platzkapazität ausnahmsweise nicht. 

C-4.11 Anbindung von Einrichtungen und Gebieten mit hohem punktuellen 
Zielverkehrsaufkommen 

Im Verbundgebieten befinden sich Einrichtungen und Nutzungsgebiete mit hohem Zielverkehrsauf-
kommen, für die aufgrund ihrer Bedeutung und Lage zu Innenstädten, Siedlungsgebieten und Ver-
kehrswegen besondere Bedienungs- und Erschließungsstandards formuliert werden können. Diese 
können dadurch erforderlich werden, weil die Ziele entweder aufgrund ihrer Lage an Stadt- bzw. Orts-
rändern oder abseits von Siedlungsgebieten von den Mindeststandards des Verbindungsmodells zwi-
schen den zentralen Orten nicht explizit erfasst werden oder die eine darüber hinaus gehende Bedie-
nung aus Nachfrage- bzw. Kundensicht sinnvoll erscheinen lassen. Außerdem kann aus Gründen der 
Verkehrssicherheit eine zielnahe Erschließung notwendig sein. 

Es dreht sich im Wesentlichen um 

◼ Arbeitsplatzschwerpunkte (z. B. in größeren Gewerbe- und Industriegebieten mit ÖPNV-affiner 
Beschäftigten- und Besucherstruktur), 

◼ publikumswirksame Gesundheits- und Dienstleistungsstandorte (z. B. Krankenhäuser und Rehabi-
litationseinrichtungen mit regionaler Bedeutung, Verwaltungen), 

◼ Einkaufsstandorte (z. B. Gewerbegebiete mit großflächigem Einzelhandel wie Fachmarktzentren 
oder SB-Warenhäusern), 

◼ Orte der alltäglichen Freizeitgestaltung (z. B. Bäder, Freizeit- oder Parkanlagen, größere Sportan-
lagen mit generellem Wettkampf- und/oder Trainingsbetrieb), 

◼ touristisch bedeutende Punkte oder Gebiete (Ausflugsziele), oder 
◼ saisonale Freizeitziele. 
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Freizeitziele sollten über ein nachweisbar hohes Zielaufkommen im Jedermann-Verkehr verfügen, wel-
ches im Hinblick auf eine nennenswerte ÖPNV-Relevanz erfahrungsgemäß mindestens aus über 50.000 
Personen im Jahr (Richtwert) bzw. aus saisonalen Aufkommensspitzen bestehen sollte. 

Bei Planungen zur Anbindung von Gewerbe- und Industriegebieten sind die Zusammensetzung der 
dort ansässigen Unternehmen und die Beschäftigtenstruktur zu beachten, weil unterschiedliche, sich 
widersprechende Ansprüche bestehen können. Beispielsweise ist im Vorfeld der Einrichtung einer 
ÖPNV-Anbindung fallweise zu klären, ob es sich um 

◼ personalintensive Bürostandorte (flexible Arbeitszeiten), 
◼ Betriebe der produzierenden Wirtschaft (Schichtbetrieb), 
◼ Betriebe mit hohem Anteil außerhalb Beschäftigter (z. B. Baugewerbe, Außendienstmitarbeiter), 
◼ personalextensive, aber großflächige Logistikstandorte 

handelt. Ferner ist zu berücksichtigen, ob diese Gebiete Publikums- und Kundenverkehr erzeugen oder 
ob Einzelhandel vorhanden ist. Art und Umfang einer eventuellen Bedienung im straßengebundenen 
ÖPNV können daher von Fall zu Fall Variationen unterliegen, z. B. nachfragegesteuerte Erschließung 
mittels RufBus, Erschließung durch fest bediente Stadtbuslinie, Einbindung in den Überlandverkehr 
oder sinnvolle Kombinationen daraus, die den Bedürfnissen der Kunden entgegenkommen.  

C-4.12  Standards für schul- und kita-relevante Fahrten 

Die Mindeststandards bei der Beförderung von SchülerInnen bzw. die Richtlinien zur Beförderung zu 
Kindertagesstätten werden von den Aufgabenträgern, d. h. den Landkreisen bzw. der Stadt Trier, fest-
gelegt und sind in deren lokalen Nahverkehrsplänen zu regeln.  

C-4.13  Tarif und Vertrieb 

Innerhalb des Verbundgebietes gilt – wie bisher – ausschließlich der VRT-Verbundtarif. Bei landes-
grenzüberschreitenden Bus-Verkehren nach Luxemburg wird – je nach Konzessionierung – der VRT-
Tarif oder der luxemburgische RegioZone-Tarif angewandt. Im SPNV gilt grenzüberschreitend grund-
sätzlich SPNV-Tarif, wobei der VRT-Tarif bei Fahrten von/nach Luxemburg auch Anwendung findet.   

Bei wenigen grenzüberschreitenden Verkehren zu Nachbarverbünden kommen noch Haustarife der 
Verkehrsunternehmen zur Anwendung. Da diese Linien inzwischen alle im Rahmen von Bruttoverträ-
gen erbracht werden, sind diese unter den Vorgaben der federführenden Verbünde entwickelt und 
preislich sowie hinsichtlich des Portfolios im Wesentlichen in Einklang mit den Tarifstrukturen der Ver-
bünde gebracht. Mit Einführung des D-Tickets und dessen Dominanz sind Lösungen zur Abschaffung 
der Haustarife (Integration der Strecken in einen Verbundtarif oder Schaffen eines Übergangstarifs) 
weniger relevant, wenn auch grundsätzlich weiterhin erstrebenswert. Vor allem für Gelegenheitsfah-
rer ohne D-Ticket sind Haustarife gelegentlich noch problematisch, insbesondere, wenn diese längere 
Strecken mit Umstiegen zurücklegen möchten. Hier kann es sein, dass z. B. zunächst ein Ticket im 
Haustarif und dann ein weiteres zur Weiterfahrt im Verbundtarif zu lösen ist.   

Der Erwerb eines Fahrscheins soll für alle Nahverkehrskunden im VRT-Gebiet auf einfachem Weg ent-
weder vor Fahrtantritt oder (in Bussen) unmittelbar bei Fahrtantritt problemlos und unkompliziert 
möglich sein.  

Der persönliche Kontakt im Vertrieb erfolgt aktuell im Wesentlichen über die Fahrer der Busunterneh-
men, wobei künftig das Ziel sein muss, die Kunden vermehrt für digitale, App-basierte Vertriebswege 
zu gewinnen, u. a. um das Fahrpersonal zu entlasten. Auf allen Buslinien, bei denen der VRT-Tarif zur 
Anwendung kommt, muss das Fahrkartensortiment gemäß den jeweils aktuellen Vorgaben des VRT 
vertrieben werden.   
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Insgesamt hat das Deutschlandticket, von außen vorgegeben und maßgeblich durch Bund und Länder 
finanziert, die Tariflandschaft reformiert. Für die überwiegende Mehrheit der Fahrgäste wurde ein sehr 
einfaches (Flatrate) und vergleichsweise günstiges Angebot geschaffen, in dessen Folge andere Ange-
bote an Relevanz verloren haben. Als Verbund bleibt insbesondere noch die Aufgabe, für die Gelegen-
heitsfahrgäste passende Tickets zu bieten. Diese sollten vornehmlich, dem Geiste des D-Tickets fol-
gend, ebenfalls einfach gehalten sein – idealerweise mit dem langfristigen Ziel, auch aus gelegentlichen 
Fahrgästen regelmäßige Nutzer zu machen.  

Eine verstärkte Digitalisierung kann einerseits ein Werkzeug sein, mit dem einfach verständliche Tarife 
angeboten werden können (z. B. der Luftlinientarif), aber andererseits auch dem Zweck dienen, bes-
sere Nutzungsdaten zu erhalten und schlicht, den Zeit- und Kostenaufwändigen analogen Vertrieb suk-
zessive und mittelfristig abzulösen, da insbesondere eine Doppelstruktur der Vertriebssysteme kost-
spielig ist. Gleichermaßen muss dabei mit Augenmaß vorgegangen werden, um niemanden von der 
ÖPNV-Nutzung auszuschließen.  

Vereinfachung erfolgt aber auch durch einen Umbau des bestehenden Tarifangebotes. Mit dem Luft-
linientarif wurde bereits die Entwicklung eines einfach verständlichen Tickets für Gelegenheitsfahrer 
angestoßen. Insgesamt sollte, im Hinblick auf einen übersichtlichen Tarif jedoch auch eine weitere 
Überarbeitung des Ticketangebotes sowie der tariflichen Regeln einhergehen. Bestehende komplexe 
Sonderregeln und ein überproportional breites Ticketportfolio sollten sukzessive abgebaut werden.  

Die Einführung des Deutschlandtickets hat, bei allen positiven Effekten, auch bewirkt, dass die Mög-
lichkeit, über Ticketeinnahmen und Nachfragesteigerungen Mehrerlöse zu generieren, substanziell 
eingeschränkt wurde. Gleichermaßen steigen die Kosten im ÖPNV weiter an. Strategisches Ziel sollte 
daher sein, künftig auch neue Finanzierungsinstrumente zu erschließen (z. B. Drittnutzerfinanzierung 
über Konzepte wie ÖPNV-Erschließungsbeiträge, Parkgebühren, Stellplatzablöse o. ä.) oder zu verstär-
ken. Ein Feld mit Wachstumsperspektive sind hier insbesondere auch noch die tariflichen Solidarmo-
delle, wie das VRT-GästeTicket. Ziel soll sein, dass dieses mittelfristig flächendeckend im gesamten 
VRT-Gebiet verfügbar ist. 

C-4.14  Marketing und Kommunikation  

Der Verkehrsverbund Region Trier (VRT) richtet seine Marketing- und Kommunikationsaktivitäten in 
den kommenden Jahren an den Bedürfnissen der Menschen in der Region aus. Ziel ist es, die Nutzung 
des öffentlichen Personennahverkehrs zu fördern, die Wahrnehmung des VRT als verlässlichen und 
attraktiven Mobilitätsanbieter zu stärken und den Zugang zu den Angeboten des öffentlichen Verkehrs 
zu erleichtern.  

Neben übergreifenden Maßnahmen zur Steigerung von Bekanntheit und Image soll dabei insbeson-
dere die konkrete Information über das vorhandene Verkehrsangebot vor Ort einen hohen Stellenwert 
erhalten. Die Ergebnisse der Marktforschungsuntersuchung aus dem Jahr 2023 zeigen, dass sich die 
Menschen in der Region insbesondere leicht zugängliche und verständliche Informationen darüber 
wünschen, welche ÖPNV-Angebote an ihrem Wohn-, Arbeits- oder Aufenthaltsort tatsächlich zur Ver-
fügung stehen und wie diese genutzt werden können.  

Die Marketingausrichtung des VRT soll daher neben einer allgemeinen Produkt- und Markenkommu-
nikation vor allem die nutzerorientierte, regional differenzierte Information und Ansprache im Fokus 
haben. Dabei sollen die vorhandenen Angebote und ihre konkreten Nutzungsmöglichkeiten verständ-
lich, zielgruppengerecht und möglichst alltagsnah vermittelt werden. Dies umfasst sowohl Informatio-
nen zu Linien, Verbindungen und Tarifen als auch Hinweise auf neue, verbesserte oder ergänzende 
Mobilitätsangebote.  
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Übergeordnetes Ziel ist es, die Bekanntheit und das Image des öffentlichen Verkehrs weiter zu verbes-
sern und vor allem die konkrete Nutzung des ÖPNV weiter auszubauen. Dazu sollen die Menschen 
einfacher erkennen können, welches ÖPNV-Angebot ihnen vor Ort zur Verfügung steht, wie sie es für 
ihre individuellen Wege nutzen können und welchen Mehrwert der öffentliche Verkehr für ihre alltäg-
liche Mobilität bietet.  

Der VRT verfolgt damit eine Marketingstrategie, die Bekanntheit, Markenbildung und konkrete Ange-
botsinformation miteinander verbindet. Die Kommunikation soll künftig verstärkt regional, zielgrup-
penorientiert und an konkreten Mobilitätsbedürfnissen ausgerichtet sein. Dabei sind sowohl klassische 
als auch digitale Kommunikationskanäle entsprechend ihrer jeweiligen Stärken einzusetzen und mitei-
nander zu verknüpfen.  

Die Marketing- und Kommunikationsarbeit des VRT soll regelmäßig u. a. anhand der tatsächlichen Be-
dürfnisse und Rückmeldungen der Bevölkerung weiterentwickelt werden. Erkenntnisse aus Marktfor-
schung, Nutzungsdaten und Rückmeldungen der Fahrgäste sollen dabei als Grundlage dienen, um die 
Kommunikation kontinuierlich zu optimieren und auf veränderte Mobilitätsbedürfnisse in der Region 
zu reagieren.  

C-4.15  Tariftreue 

Für Vergaben von öffentlichen Aufträgen über Dienstleistungen im Bereich des öffentlichen Personen-
verkehrs auf Straße und Schiene gilt das Landestariftreuegesetz vom 1. Dezember 2010 (GVBI. S. 
426ff.) in der jeweiligen Fassung. 

C-5 Finanzierungsvorbehalt 

Gemäß § 16 NVG gilt, „soweit keine eigenwirtschaftlichen Verkehrsangebote bestehen, […dass] die 
Finanzierung des öffentlichen Personennahverkehrs in Rheinland-Pfalz auf einem Besteller-Ersteller-
System [basiert]. 

Soweit öffentliche Dienstleistungsaufträge im öffentlichen Personennahverkehr in Einklang mit dem 
Landesnahverkehrsplan vergeben werden, ist deren Finanzierung eine gemeinsame Aufgabe der Auf-
gabenträger und des Landes. Hierfür werden seitens des Landes vorrangig Mittel verwendet, die es 
nach § 5 und Anlage 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378 
- 2395 -) in der jeweils geltenden Fassung erhält. Die Mittel, die das Land nach § 5 und Anlage 1 RegG 
erhält, werden zu 100 v. H. für die Finanzierung des öffentlichen Personennahverkehrs, davon mindes-
tens 75 v. H. für die Finanzierung des Schienenpersonennahverkehrs eingesetzt. 

An der Finanzierung des öffentlichen Personennahverkehrs sind die Nutzerinnen und Nutzer angemes-
sen zu beteiligen. Die Mitfinanzierung durch Fahrgäste ist in der Form auszugestalten, dass sie gleich-
zeitig eine Anreizfunktion für die Benutzung des öffentlichen Personennahverkehrs gegenüber dem 
motorisierten Individualverkehr bildet.“ 

Kosten, welche nicht durch Fahrgelderlöse gedeckt sind, verlangen eine Kofinanzierung durch die öf-
fentliche Hand, um eine hochwertige, zeitgemäße und verlässliche ÖPNV-Bedienung in einem Ver-
kehrsgebiet sicherzustellen.  

Wichtige Finanzierungsquellen für alle Aufgabenträger sind 

◼ Finanzmittel des Landes Rheinland-Pfalz nach § 16 NVG, 
◼ besondere Förderungsmaßnahmen des Landes Rheinland-Pfalz nach § 16 Abs. 12 NVG, 
◼ Ausgleichszahlungen für den Ausbildungsverkehr nach § 45a PBefG (AVerkAusglG), 
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◼ Erstattungen für die unentgeltliche Beförderung von Schwerbehinderten nach § 148 SGB IX. 

Die Höhe der Mittel aus den einzelnen Quellen variiert je nach Landkreis bzw. Aufgabenträgergebiet. 
Weitere Quellen zum Ausgleich des Defizits stellen originäre Mittel aus dem Kreishaushalt dar.  

Daher ist es unabdingbar, dass der Aufgabenträger im Vorfeld der Vergabe, der Genehmigung oder 
der Konzessionierung den Umfang und die Struktur der zu beauftragenden oder beantragten Leistung 
in einem verkehrsplanerischen Prozess – unter Beachtung der Vorgaben der Nahverkehrspläne – der 
tatsächlichen bzw. prognostizierten Fahrgastnachfrage und der daraus abzuleitenden Einnahmesitua-
tion gegenüberstellt, bevor eine mehrjährige vertragliche Bindung an ein Leistungsvolumen und eine 
bestimmte Betriebsform erfolgt. Dies setzt detaillierte Kenntnisse über die Raumstruktur, das Fahr-
gastaufkommen und dessen Zusammensetzung im Ist-Zustand und für einen Prognosehorizont voraus.  

Aus Gründen der genannten finanziellen Unwägbarkeiten sind die im Regionalen Nahverkehrsplan auf-
gestellten und regelmäßig zu erfüllenden Anforderungen an einen grundsätzlichen Finanzierungsvor-
behalt geknüpft. 


